ee 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 9g. 


(Nr. 7958.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender fünfprozentiger Lau⸗ 
baner Stadt » Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
24. Januar 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Lauban im Einverſtändniſſe mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung daſelbſt darauf angetragen hat, Behufs Umwand⸗ 
lung von 50,000 Thalern auf den Namen des Gläubigers lautender Stadt⸗Obli⸗ 
Ba in Inhaberpapiere, ſowie zur Ausführung verſchiedener Bauten und zur 

eſtreitung anderer nothwendiger Kommunalbedürfniſſe, auf den Inhaber lau- 
tende, mit Zinskupons verſehene Stadt-Obligationen in Höhe von 100,000 Thalern 
ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflich⸗ 
tung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium zur Ausftellung 
von Einhundert Tauſend Thalern Laubaner Stadt-Obligationen, welche nach dem 
anliegenden Schema, und zwar: 
in 200 Stück a 25 Thaler = 5,000 Thaler, 
„ 200 „ 4 50 -» 10,000 
e 0. 100 0-0 
auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von Seiten der 
läubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Verlooſung 
oder Ankauf binnen längſtens 31 Jahren zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der 
Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den 
nhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung 
Seitens des Staates zu bewilligen. 
„ Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 24. Januar 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


U Jahrgang 1872. (Nr, 7958.) 20 Schema 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Februar 1872. 
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Schema zu den Obligationen. 


Preußiſche Oberlauſitz, Regierungsbezirk Liegnitz. 
(Stadtwappen.) 
Littr. „ M — 


Obligation der Stadt Lauban 
über 
en e ee Thaler Preußiſch Kurant. 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vommmm . 
(Geſetz⸗Samml. von 18... ©. ....) 


* Der Magiſtrat der Stadt Lauban beurkundet und bekennt hiermit, 
daß der Inhaber dieſer Obligation ein der gedachten Stadt dargeliehenes Kapital 
„ Thalern, geſchriebe n Thalern Preußiſch Kurant, deſſen 
Empfang hiermit Namens der Stadtgemeinde beſcheinigt wird, von der letzteren 
zu fordern hat. Dieſe Summe bildet einen Theil des zu Kommunalzwecken auf 
Grund des Allerhöchſten Privilegiums vomnmn m aufgenommenen 
Darlehns von 100,000 Thalern. 

2. Die Rückzahlung dieſes Geſammtdarlehns geſchieht vom Jahre 1872. 
ab binnen ſpäteſtens 31 Jahren aus einem Tilgungsfonds nach Maßgabe des 
feſtgeſtellten und genehmigten Tilgungsplanes. Dieſem Tilgungsfonds werden 
dem Tilgungsplane gemäß jährlich Ein und einhalb Prozent des geſammten 
Kapitals als feſte Tilgungsrente, ſowie ſämmtliche erſparte Zinſen von den ge⸗ 
tilgten Schuldbeträgen zugeführt und auf den Stadthaushalts⸗Etat übernommen. 

8 3. Die einzulöſenden Schuldverſchreibungen werden durch das Loos 
beſtimmt. 

Die Auslooſung erfolgt im Monat Auguſt jeden Jahres, zuerſt im 
Auguſt 1872. 

Der Stadtgemeinde Lauban bleibt jedoch das Recht vorbehalten, nicht nur 
den Tilgungsfonds zu verſtärken, oder ſämmtliche umlaufende Obligationen auf 
einmal zu kündigen, ſondern auch an Stelle des Auslooſungsverfahrens, jedoch 
unbeſchadet der Höhe der planmäßigen Tilgung, ganz oder theilweiſe den frei⸗ 
händigen Ankauf der Obligationen treten zu laſſen. 

Den Gläubigern ſteht kein Kündigungsrecht zu. 

4. Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Schuldverſchreibungen 
werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des 
Termins, an welchem die Rückzahlung der Darlehnsvaluta erfolgen ſoll, öffent⸗ 
lich bekannt gemacht. 

Die Bekanntmachung erfolgt mindeſtens drei Monate vor dem Zahlungs 
termine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Liegnitz, in dem Staats⸗ 
anzeiger, in mindeſtens einem Laubaner Lokalblatte und in der Schleſiſchen Zeitung. 
Die nähere Beſtimmung der Lokalblätter, ſowie die Wahl eines anderen Blattes, 

wenn 


BE 


wenn eines der vorbeſtimmten Blätter eingehen follte, bleibt dem Magiſtrate mit 
Genehmigung der Königlichen Regierung vorbehalten. 

5. Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen zum Nominalwerthe 
und mit den darauf noch haftenden Zinſen erfolgt gegen Rückgabe dieſer Obli⸗ 
gation und der dazu gehörigen noch nicht fälligen Zinskupons, welche mit abzu⸗ 
liefern find, bei der Stadthauptkaſſe zu Lauban nach Ablauf der Kündigungsfriſt. 

Die Verzinſung des Kapitals hört mit dem Ablaufe der Kündigungsfriſt 
auf. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

6. Dieſe Schuldverſchreibung wird mit fünf Prozent jährlich verzinſt. 

Die Zahlung der am 30. Juni und 31. Dezember jeden Jahres fälligen 
Zinſen erfolgt gegen Rückgabe der ausgefertigten halbjährigen Zinskupons halb⸗ 
jährlich vom 15. bis 30. Juni und 15. bis 31. Dezember jeden Jahres, ſowie 
ſpäterhin, ſo lange die Zinſen nicht verjährt ſind, bei der Stadthauptkaſſe zu 
Lauban. Die fälligen Kupons werden bei jeder ſtädtiſchen Kaſſe in Zahlung 
angenommen. Mit dieſer Obligation find zehn halbjährige Zinsſcheine ausge⸗ 
ing die Ausgabe der Zinsſcheine für weitere je fünfjährige Perioden erfolgt 
ei der Stadthauptkaſſe zu Lauban gegen Einreichung des Talons. 

Geht der Talon verloren, ſo geſchieht die Aushändigung der neuen Serie 

der Zinsſcheine an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern letztere rechtzeitig 
vorgezeigt wird. 
f 7. Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche 
innerhalb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht erhoben ſind, ſowie 
die innerhalb der nächſten vier Jahre, nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem 
ſie fällig geworden find, nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadt⸗ 
gemeinde Lauban. 

8. In Anſehung der verlorenen oder vor ihrer Einlöſung vernichteten 
Obligationen finden die auf die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vorſchriften der 

erordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und der Amortiſation 
verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 12. mit nachſtehenden näheren 
Beſtimmungen Anwendung: 

a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Magiſtrate 
in Lauban gemacht werden. Dieſem ſtehen alle diejenigen Geſchäfte und 
Befugniſſe zu, welche nach der angeführten Verordnung dem Schatz⸗ 
miniſterium zukommen; gegen die Verfügung des Magiſtrats findet 
Rekurs an die Königliche Regierung zu Liegnitz ftatt; 

b) das im F. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König⸗ 
lichen Kreisgerichte zu Lauban; 

e) die in $$. 6. 9. und 12. derſelben vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
geſchehen durch die ad 4. dieſer Obligation bezeichneten Blätter; 

d) an die Stelle der im F. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zinszah⸗ 
lungstermine follen vier, und an die Stelle des im §. 8. erwähnten achten 
Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. 

Zinskupons werden weder aufgeboten, noch amortiſirt, doch foll demjenigen, 
welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf e erjährungs = 

(Nr. 7958.) 2 ei 
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bei dem Magiſtrate anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch 
Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, 
nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin 
nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

9. Für die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen, ſowie der einge⸗ 
gangenen Verpflichtungen haftet das geſammte Vermögen und die Geſammt⸗ 
einnahme der Stadt Lauban. 


Lauban, den ten 187% 


2.8) 


(Eigenhändige Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstitel.) 


Eingetragen Ausgefertigt. 
I R der Kontrole. N. 
N. ft 
Schema. 
Preußiſche Oberlaufig. Xegierungsbezirk Liegnitz. 
a N Thaler .... . Silbergroſchen. 
Serie 
Zinskupon a 
zur 
Obligation Litt ..... Ian der Stadt Lauban 
a 0 über 
le age Thaler, 

Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deffen Rückgabe am El. Dear 18. 
die halbjährigen Zinfen a fünf Prozent mit ..... Thalern aus der Stadthaupt⸗ 
kaſſe zu Lauban. 

Lauban, den ten 18.5 

(Kuponſtempel.) Der Magiſtrat. 
Eingetragen 


sub & ..... der Kontrole. 
N. 


(Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des zweiten 
Magiſtratsmitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden; 
doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kon⸗ 
trolbeamten verſehen werden.) 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen Betrag nicht innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Fälligkeitsſahres erhoben if. 


Schema. 


* eve e 
1 Schema. 
Preußiſche Oberlauſitz. Regierungsbezirk Liegnitz. 


nen 


zur 
Obligation Litt. ..... =. a der Stadt Lauban 
N ö über 
N Thaler. 
Ignhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe die . te Serie 
Zinskupons für die fünf Jahre vom ire e e 


anden, den eee eee c 18 
(L. S.) 
Der Magiſtrat. 


(Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des zweiten Magiftrats- 
mitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden; doch muß 
jeder Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten 
verſehen werden.) 

— —— — — j7rj o nn 


(Nr. 7959.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Januar 1872., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrags zu dem Revidirten Reglement für die Weſtphäliſche Provinzial: 
Feuerſozietät vom 26. September 1859. (Geſetz-Samml. S. 477. ff.). 


Al den Bericht vom 12. Januar d. J. will Ich, in Folge der Petition des 
20. Weſtphäliſchen Provinziallandtages vom 18. Juli v. I., dem beigefügten 
4 Nachtrage zu dem Revidirten Reglement für die Weſtphäliſche Provinzial⸗ 
Feuerſozietät vom 26. September 1859., 
unter Aufhebung der dabei in Betracht kommenden Vorſchriften ($$. 55. und 63.) 
der Verordnung vom 31. Mai 1865. (Geſetz-Samml. S. 561. ff.), hierdurch 
Meine Genehmigung ertheilen. 
8 Gleichzeitig erkläre Ich Mich damit einverſtanden, daß die Beſtimmung 
im F. 1. jenes Reglements, 
wonach andere auf Gegenſeitigkeit beruhende Geſellſchaften nur ſolche 
Verſicherungen von Gebäuden in der Provinz Weſtphalen übernehmen 
dürfen, deren Verſicherung bei der Provinzialſozietät nicht ſtattfindet, 
dadurch als beſeitigt zu betrachten iſt, daß die durch Meinen Erlaß vom 2. Juli 
1859. Geſetz-Samml. S. 394.) ausgeſprochene Beſchränkung des freien Betriebes 
der Gebäudeverſicherung für den Bezirk jener Sozietät, und zwar unter den Vor⸗ 
(Nr. 79587950.) N aus⸗ 
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ausſetzungen des Erlaſſes vom 18. September 1861. (Geſetz-Samml. S. 790.), 
eit dem 1. Januar 1863. aufgehört hat. 

Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz- Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. a 
Berlin, den 29. Januar 1872. 

Wilhelm. 


jr, Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 


Nachtrag 
zu dem 
Revidirten Reglement für die Weſtphaͤliſche Provinzial-Feuerſozietät 
vom 26. September 1859., Geſetz-Samml. S. 477. ff. 
Vergl. Verordnung vom 31. Mai 1865. (Geſetz-Samml. S. 561. ff.). 


Das oben bezeichnete Reglement lautet fortan an den nachſtehend gedachten 
Stellen wie folgt: 8 7 
n 


Gasfabriken zum öffentlichen Gebrauche können nach dem Ermeſſen der 

Direktion in Verſicherung genommen werden. 
$. 55. 

Der Verſicherte iſt verpflichtet dafür zu ſorgen, daß an dem vom Brande 
betroffenen Gebäude vor beendeter Schadensaufnahme ohne Erlaubniß des Bürger⸗ 
meiſters ((Amtmanns) keine Veränderungen vorgenommen und die vom Brande 
übrig gebliebenen Theile gegen weiteren Schaden und Entwendung geſchützt wer⸗ 
den. Eine ſchuldbare Vernachläſſigung dieſer Pflichten hat eine von der Direk⸗ 
tion Felge e und zur Sozietätskaſſe fließende Geldſtrafe von 5 bis 50 Thalern 
ur Folge. 

5 §. 55. a. 


Wenn der Verſicherte die zur Löſchung oder Erhaltung ſeiner Gebäude zu 
Gebote ſtehenden Mittel abſichtlich nicht anwendet, deren Anwendung gar ver⸗ 
hindert oder zu verhindern verſucht, oder wenn durch ihn ſelbſt oder mit ſeinem 
Wiſſen und Willen durch Andere ungerechtfertigte Zerſtörungen an den ver⸗ 
ſicherten Gebäuden oder deren Pertinenzien während oder nach dem Brande 
abſichtlich vorgenommen oder Ueberbleibſel derſelben bei Seite geſchafft und bei 
der Abſchätzung verheimlicht werden, ſo geht er jedes Anſpruches auf Entſchä⸗ 
digung verluſtig. 865 


In den Fällen der unfreiwilligen Löſchung gemäß den $$. 8. 9. 10. 30. 46. 
hat die Direktion durch den Bürgermeiſter (Amtmann) Einſicht des Hypothekenbuches 
| neh⸗ 
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nehmen zu laſſen und den eingetragenen Gläubigern, ſoweit deren Perſon und 
Aufenthaltsort aus dem Hypothekenbuche erhellt oder ſonſt der Direktion bekannt 
iſt, die Benachrichtigung durch Inſinuation oder rekommandirten Brief zuzu⸗ 
ſtellen. Jedem Hypothekgläubiger ſteht es alsdann innerhalb vierzehn Tagen 
nach empfangener Benachrichtigung frei, gegen Entrichtung der Beiträge die 
Verſicherung für ſein Intereſſe, als welches das eingetragene Kapital nebſt zwei. 
lährigen Zinſen und vorausſichtlichen Beitreibungskoſten angenommen wird, auf 
ſo lange fortzusetzen, bis entweder das Gebäude anderweit wieder verſichert oder 
die de eeepc eingezogen oder durch Subhaſtation a iſt. Die 
Direktion kann aber die ſofortige Kündigung und Beantragung der Subhaſtation 
hierbei zur Bedingung machen. f 
$. 63. a. 

Daſſelbe gilt bei Verſicherungs⸗Herabſetzungen (§. 25.), jedoch mit der Ein- 
ſchränkung, daß Herabſetzungen, welche weniger als ½ des Taxwerthes betragen, 
nur denjenigen Hypothekgläubigern angezeigt werden, welche ſolches ausdrücklich 
verlangt und der Direktion zu dem Ende ihre Forderung angemeldet haben. 

Dieſe Einſchränkung tritt indeß erſt drei Monate nach Publikation gegen- 
wärtiger Verordnung und nachdem dieſelbe drei Mal in den Amtsblättern der 
Provinz bekannt gemacht worden, in Kraft. 

$. 66. 

Der Beibringung der Konſenſe der Hypothekgläubiger bedarf es nicht, 
wenn der Eigenthümer das vom Brande betroffene Gebäude auf demſelben Grund- 
ſtücke mindeſtens zum früheren Werthe wieder herzuſtellen ſich verpflichtet und 
auf Verlangen der Direktion oder eines Hypothekgläubigers genügende Sicherheit 
für die Ausführung beſtellt. | 
Die Zahlung der Entſchädigung erfolgt alsdann: a) bei Totalſchäden 
in drei Raten, und zwar das erſte Drittel binnen zwei Monaten nach dem Brande, 
das zweite Drittel, wenn das Gebäude unter Dach ee und nach Beſchei⸗ 
nigung eines Sozietätstaxators mindeſtens die Hälfte des früheren Werthes 
erreicht hat, und das dritte Drittel, wenn es vollendet und bei der Sozietät 
mindeſtens zum früheren Werthe wieder verfichert if. Im Falle die Sozietät 
die Wiederverſicherung ablehnt, iſt wie bei Löſchungen ($. 63.) zu verfahren; 
b) bei Partialſchäden in zwei Raten, und zwar die erſte Hälfte binnen zwei 
Monaten nach dem Brande, die zweite nach Wiederherſtellung des Gebäudes und 
nach deſſen erfolgter Wiederverſicherung zu der früheren Verſicherungsſumme. 

Erfolgt die Wiederherſtellung bei Totalſchäden nicht in längſtens zwei 
Jahren, bei Partialſchäden nicht in längſtens Einem Jahre, ſo ſind die Hypothek⸗ 
gläubiger berechtigt, die Auszahlung oder Depofition der noch rückſtändigen Ent⸗ 
ſchädigung nach Maßgabe der Beſtimmungen am Schluſſe des $. 64. zu ver 
angen. 


ng 
$. 76. a. 
Die Sozietät versichert unter den mit der Direktion in jedem einzelnen 
Falle zu N nbarenden Bedingungen auch gegen den durch Gas⸗ oder Dampf⸗ 
keſſel⸗Exploſton entſtehenden Schaden, ſelbſt wenn folder nicht als Folge eines 
wirklichen Brandes anzuſehen iſt. 
(Nr. 79597960) $. 89, 


3 
§. 89. 
Die mit Führung der Sozietätsgeſchäfte beauftragten Bürgermeiſter (Amt⸗ 
männer), ſowie die für die Verwaltung der Mobiliarverſicherung angeſtellten 


Kommiſſare erhalten ein feſtes, von der provinzialſtändiſchen Kommiſſion für die 
Sozietätsangelegenheiten zu normirendes jährliches Gehalt. 


(Nr. 7960.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Februar 1872., betreffend die Wiederinkraftſetzung des 
Statuts für die Genoſſenſchaft zur Melioration der Ländereien an der 
großen Welna zwiſchen der Zrazim- und der Rogowoer-Mühle in den 
Kreiſen Wongrowiee und Mogilno. 


Nachden die Beſitzer der Ländereien an der großen Welna zwiſchen der Zrazim⸗ 
und der Rogowoer⸗Mühle in den Kreiſen Wongrowiec und Mogilno in über⸗ 
wiegender Majorität darum gebeten haben, das durch Meine Order vom 
15. April 1861. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1861. S. 245. und 246.) auf⸗ 
gehobene Statut für die Genoſſenſchaft zur Melioration jener Ländereien vom 
27. Februar 1860. (Geſetz- Samml. vom Jahre 1860. S. 92. bis 96.) wieder 
in Kraft zu ſetzen, fo will Ich auf Ihren Bericht vom 25. v. Mts. das 
Statut vom 27. Februar 1860. mit der Maßgabe, daß 
in $. 2. ſich die Geſammtfläche der Meliorationsländereien auf nur 
1586 Morgen 94 Quadratruthen berechnet, 
in §. 5. die Beſtimmung der Zins- und Rückzahlungsbedingungen des 
bewilligten Staatsdarlehns der Anordnung des Miniſters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bei Ausſtellung der Schuld- 
urkunde vorbehalten bleibt, 
in H. 10. der Beſitzer des Gutes Zurawiniec den zur Wahl zweier Vor⸗ 
ſtandsmitglieder berechtigten Beſitzern ſelbſtſtändiger Güter hinzutritt, 
hierdurch wieder in Kraft treten laſſen. 
Dieſe Order iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 3. Februar 1872. 
Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


An den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
f und den Juſtizminiſter. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). { 


